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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Berufsausbildungsbeihilfe,

Berufsausbildungsvertrag,
Bindungswirkung einer Eintragung oder
Nichteintragung in das Verzeichnis der
Berufsausbildungsverhältnisse,
Umschulungsvertrag

Leitsätze 1. An die Eintragung oder die
Nichteintragung in das Verzeichnis der
Berufsausbildungsverhältnisse sind
Gerichte, Behörden und Dritte gebunden.

2. Eine Überprüfung der inhaltlichen
Übereinstimmung der betrieblichen
Ausbildung mit den Vorschriften des
Berufsbildungsgesetzes und der
jeweiligen Ausbildungsordnung steht der
Bundesagentur für Arbeit im Rahmen der
Entscheidung über die
Berufsausbildungsbeihilfe und damit den
Sozialgerichten grundsätzlich nicht zu.

Normenkette § 34 BBiG, § 56 Abs. 1 Nr. 1 SGB III, § 57
Abs. 1 SGB III
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I.Â Â Â Â  Auf die Berufung der Beklagten wird der Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Dresden vom 9. November 2017 aufgehoben und die Klage
abgewiesen.

Â 

II.Â Â Â  AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden Instanzen nicht zu erstatten. 

Â 

III.Â Â  Die Revision wird nicht zugelassen. 

Â 

Tatbestand

Â 

Die Beklagte wendet sich gegen einen Gerichtsbescheid, mit dem sie zur
GewÃ¤hrung von Berufsausbildungsbeihilfe fÃ¼r die Zeit vom 1.Â Juni 2014 bis zum
31.Â Juli 2015 verpflichtet wurde. 

Â 

Der 1984 geborene KlÃ¤ger legte im Jahr 2003 die allgemeine Hochschulreife ab.
Nach seinem Zivildienst absolvierte er von August 2004 bis zum Mai 2005 eine
Ausbildung zum staatlich geprÃ¼ften Fremdsprachenkorrespondenten, die er nicht
abschloss. In der Folge studierte er â�� jeweils ohne Studienabschluss â�� von
Oktober 2005 bis MÃ¤rz 2007 Germanistik und Anglistik an der Technischen
UniversitÃ¤t Bâ�¦. und von Oktober 2008 bis MÃ¤rz 2010 Japanologie an der Freien
UniversitÃ¤t Yâ�¦.. Vom 2. Januar 2012 bis zum 13.Â Juni 2012 absolvierte er ein
Praktikum bei der SÃ¤chsischen Staatsoper Bâ�¦. (Xâ�¦.). Vom 29.Â Februar 2012
bis zum 14.Â MÃ¤rz 2012, vom 15.Â Mai 2012 bis zum 27.Â Mai 2012 und vom
9.Â Juni 2012 bis zum 31.Â Juli 2012 absolvierte er mehrere Praktika bei der Wâ�¦.
Veranstaltungstechnik Bâ�¦.. Alle vorgenannten Praktika erfolgten auf der
Grundlage von PraktikumsvertrÃ¤gen unter Beteiligung der Fortbildungsakademie
der Wirtschaft gGmbH (FAW) im Rahmen des Projekts â��Duale Qualifizierung durch
Ausbildung/Umschulung fÃ¼r Arbeitslose ohne Berufsabschluss zu einem
anerkannten Berufsabschlussâ�� (QAB dual). Auf den weiteren Lebenslauf des
KlÃ¤gers im Ã�brigen wird Bezug genommen (Bl.Â 18 der Verwaltungsakte). 

Â 

Am 27. Juli 2012 schloss der KlÃ¤ger mit der Wâ�¦. Veranstaltungstechnik Bâ�¦.
einen als solchen bezeichneten Umschulungsvertrag Ã¼ber eine betriebliche
Umschulung zur Ausbildung im Ausbildungsberuf â��Fachkraft fÃ¼r
Veranstaltungstechnikâ��. FÃ¼r die Zeit vom 1.Â August 2012 bis zum 31.Â August
2014 wurde die Ausbildung im Rahmen der MaÃ�nahme QAB dual gefÃ¶rdert. In
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dem Vertrag vom 27.Â Juli 2012 ist geregelt, dass die gesamte Umschulungszeit
36Â Monate betrÃ¤gt, am 1.Â August 2012 beginnt, am 31.Â Juli 2015 endet, die
Wâ�¦. Veranstaltungstechnik Bâ�¦. ab dem 1.Â September 2014 die Ausbildung
ohne das Projekt QAB dual weiterfÃ¼hrt und dem UmschÃ¼ler eine monatliche
VergÃ¼tung in HÃ¶he von 450,00Â EUR brutto gewÃ¤hrt. Die SÃ¤chsische
Industrie- und Handelskammer (IHK) trug den Vertrag am 8.Â August 2012 unter
der Registrier-Nr.Â â�¦.. in das Verzeichnis der UmschulungsverhÃ¤ltnisse ein. Der
KlÃ¤ger bezog wÃ¤hrend der Projektlaufzeit bis zum 31.Â August 2014
Arbeitslosengeld und im Rahmen des Projekts QAB dual eine
AufwandsentschÃ¤digung aus dem EuropÃ¤ischen Sozialfonds. 

Â 

Am 26.Â Juni 2014 stellte der KlÃ¤ger bei der Beklagten fÃ¼r den Zeitraum ab
1.Â Juni 2014 einen Antrag auf Berufsausbildungsbeihilfe bei Ausbildung fÃ¼r die
Ausbildung zur Fachkraft fÃ¼r Veranstaltungstechnik.

Â 

Mit Bescheid vom 7.Â August 2014 lehnte die Beklagte den Antrag auf
Berufsausbildungsbeihilfe ab. Es handle sich nicht um eine betriebliche oder
auÃ�erbetriebliche Berufsausbildung in einem nach dem Berufsbildungsgesetz
anerkannten Ausbildungsberuf, sondern um einen Umschulungsvertrag.

Â 

Mit seinem unter dem 6.Â September 2014 eingelegten Widerspruch machte der
KlÃ¤ger geltend, dass die MaÃ�nahme als Erstausbildung zu werten sei, da er zuvor
noch keinen Ausbildungsabschluss erworben habe. 

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 11.Â September 2014 wies die Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger habe mit dem Ausbildungsbetrieb einen
Umschulungsvertrag zur betrieblichen Umschulung, die nicht mit
Berufsausbildungsbeihilfe fÃ¶rderfÃ¤hig sei, geschlossen.

Â 

Der KlÃ¤ger hat am 13.Â Oktober 2014 Klage erhoben. Die Umschulung sei fÃ¼r ihn
eine Erstausbildung, da er bislang keine Berufsausbildung abgeschlossen habe und
auch nicht Ã¼ber eine mehrjÃ¤hrige VorbeschÃ¤ftigungszeit in dem Berufsfeld
eines Veranstaltungstechnikers verfÃ¼ge. MaÃ�gebend sei die konkrete
Ausgestaltung des Bildungsangebots. Die Beklagte hat entgegnet, dass der
Berufsausbildung ein Berufsausbildungsvertrag zugrunde liegen mÃ¼sse. Dabei
habe der Eintragungsvermerk der zustÃ¤ndigen Stelle nach Â§Â 34 des
Berufsbildungsgesetzes (BBiG) Tatbestandswirkung. Ein ausdrÃ¼cklich als
UmschulungsverhÃ¤ltnis bewertetes BildungsverhÃ¤ltnis kÃ¶nne nicht als

                               3 / 8



 

BerufsausbildungsverhÃ¤ltnis behandelt werden. Ferner habe der KlÃ¤ger das
Projekt QAB dual der Fortbildungsakademie der Wirtschaft gGmbH im Rahmen einer
Umschulung zur Fachkraft fÃ¼r Veranstaltungstechnik absolviert. Dem
Informationsmaterial zu diesem Projekt sei zu entnehmen, dass die betriebliche
Umschulung ein Weg des Projektes sei.

Â 

Das Sozialgericht hat eine Auskunft bei der Fortbildungsakademie der Wirtschaft
gGmbH Ã¼ber die Ausgestaltung des Umschulungs-/AusbildungsverhÃ¤ltnisses
eingeholt. Auf die Auskunft vom 7.Â Juli 2017 einschlieÃ�lich Anlagen wird Bezug
genommen (Bl. 66 ff. der Gerichtsakte). 

Â 

Mit Gerichtsbescheid vom 9. November 2017 hat das Sozialgericht die Beklagte
unter Aufhebung des Bescheides vom 7.Â August 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 11.Â September 2014 verpflichtet, dem KlÃ¤ger fÃ¼r
die Zeit vom 1.Â Juni 2014 bis zum 31.Â Juli 2015 Berufsausbildungsbeihilfe nach
den gesetzlichen Vorschriften zu gewÃ¤hren. Der KlÃ¤ger habe gemÃ¤Ã�
Â§Â§Â 56Â ff. des Sozialgesetzbuches Drittes Buch â�� ArbeitsfÃ¶rderung â��
(SGBÂ III) einen Anspruch gegen die Beklagte auf GewÃ¤hrung von
Berufsausbildungsbeihilfe. Entgegen der Auffassung der Beklagten handele es sich
um eine fÃ¶rderungsfÃ¤hige Berufsausbildung gemÃ¤Ã� Â§Â 56 Abs.Â 1 Nr.Â 1,
Â§Â 57 SGBÂ III. Der Beruf Fachkraft fÃ¼r Veranstaltungstechnik sei ein
anerkannter Ausbildungsberuf nach dem Berufsbildungsgesetz. Die Ausbildung sei
als solche anerkannt und dementsprechend in das Verzeichnis der IHK eingetragen
worden. Dabei sei die Eintragung entsprechend der Bezeichnung im
Vertragsabschluss als Umschulungsvertrag erfolgt. Nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichtes komme eine FÃ¶rderung als AusbildungsmaÃ�nahme in
Betracht, wenn es sich um den ersten Berufsabschluss handele und die MaÃ�nahme
vom objektiven Charakter nach auch nicht zumindest auf bereits erworbenen
Kenntnissen aufbaue (Hinweis auf BSG, Urteil vom 17.Â November 2005 â�� BÂ 11a
AL 23/05Â R â�� juris Rdnr.Â 17). Hier handele es sich um die Erstausbildung
gemÃ¤Ã� Â§Â 57 Abs.Â 2 SatzÂ 1 SGBÂ III. Der KlÃ¤ger habe weder eine Ausbildung
beendet noch eine langandauernde Berufserfahrung gehabt. Bei dem Projekt QAB
dual gebe es zwei mÃ¶gliche Wege zum Berufsabschluss, nÃ¤mlich als regulÃ¤re
betriebliche Ausbildung oder als betriebliche Umschulung. Vorliegend entspreche
die dreijÃ¤hrige MaÃ�nahme einer Berufsausbildung gemÃ¤Ã� Â§Â 1 BBiG, wozu
auch die Umschulung gehÃ¶re. Die Ausbildung baue weder auf Vorkenntnissen
noch auf eine angemessene Berufserfahrung auf, was auch der BildungstrÃ¤ger
bekundet habe. Ausgehend von einer AusbildungsvergÃ¼tung von 450,00Â EUR
monatlich sei der Gesamtbedarf nicht gedeckt. Das Einkommen der Eltern sei
gemÃ¤Ã� Â§Â 67 Abs.Â 5 SGBÂ III nicht anzurechnen, da kein Unterhaltsanspruch
gegen die Eltern bestehe.

Â 
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Gegen den ihr am 20. November 2017 zugestellten Gerichtsbescheid hat die
Beklagte am 6. Dezember 2017 Berufung eingelegt. Die IHK habe als die fÃ¼r die
Berufsbildung nach dem Berufsbildungsgesetz zustÃ¤ndige Stelle den
Umschulungsvertrag nach dem Projekt QAB dual in das Verzeichnis der
UmschulungsvertrÃ¤ge eingetragen. Damit habe sie signalisiert, dass es sich nicht
um ein BerufsausbildungsverhÃ¤ltnis im Sinne
des Berufsbildungsgesetzes gehandelt habe. DarÃ¼ber hinaus dÃ¼rften die im
Hinblick auf UmschulungsvertrÃ¤ge und BerufsausbildungsvertrÃ¤ge geltenden
unterschiedlichen Rechtsgrundlagen und RechtsverhÃ¤ltnisse nicht unbeachtet
bleiben. UnabhÃ¤ngig hiervon sei zu prÃ¼fen, ob die Auffassung des
Sozialgerichtes zum fehlenden Unterhaltsanspruch gegen die Eltern tatsÃ¤chlich
zutreffe. Ein Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe scheide Ã¼berdies fÃ¼r die
Zeit, in der sich der KlÃ¤ger noch in der MaÃ�nahme QAB dual befunden habe, aus.
Das Sozialgericht habe die Beklagte bereits ab 1. Juni 2014 zur Leistung von
Berufsausbildungsbeihilfe verurteilt;, eine Bewilligung kÃ¤me jedoch frÃ¼hestens
ab 1.Â September 2014 in Betracht.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Dresden vom 9. November 2017
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Â 

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach-und StreitverhÃ¤ltnisses wird auf den
Inhalt der Gerichtsakten beider Instanzen sowie der Verwaltungsakte der Beklagten
verwiesen. Die vorgenannten Akten haben bei der Entscheidung vorgelegen.
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Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

I. Das Gericht entscheidet gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 1 in Verbindung mit Â§ 124 Abs. 2
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung Ã¼ber die Berufung.

Â 

II. Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet.

Â 

Der Bescheid der Beklagten vom 8. August 2014 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 11. September 2014 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der der Klage
stattgebende Gerichtsbescheid des Sozialgericht vom 9. November 2017 ist somit
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Â 

Der KlÃ¤ger hat ab 1. Juni 2014 keinen Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe fÃ¼r
eine Ausbildung zur Fachkraft fÃ¼r Veranstaltungstechnik. Denn hierbei handelt es
sich nicht um eine fÃ¶rderungsfÃ¤hige Ausbildung im Sinne von Â§Â 56 Abs.Â 1
Nr.Â 1 SGBÂ III. 

Â 

1. Der Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe wÃ¤hrend einer beruflichen
Ausbildung oder einer berufsvorbereitenden MaÃ�nahme setzt gemÃ¤Ã� Â§ 56
Abs.Â 1 Nr. 1 SGBÂ III unter anderem voraus, dass die berufliche Ausbildung oder
die berufsvorbereitende BildungsmaÃ�nahme fÃ¶rderungsfÃ¤hig ist. GemÃ¤Ã� Â§
57 Abs. 1 SGB III in der hier maÃ�gebenden, vom 1. April 2012 bis zum 31.
Dezember 2019 geltenden Fassung (ArtikelÂ 2 Nr.Â 18 des Gesetzes vom
20.Â Dezember 2011 [BGBl.Â I S.Â 2854 I.Â d.Â F. von ArtikelÂ 4 Abs.Â 1 Nr.Â 2 des
Gesetzes vom 20.Â April 2013 [BGBl.Â I S.Â 868]) ist eine berufliche Ausbildung
fÃ¶rderungsfÃ¤hig, wenn sie in einem nach dem Berufsbildungsgesetz, der
Handwerksordnung oder dem Seemannsgesetz (ab 1. August 2013:
Seearbeitsgesetz) staatlich anerkannten Ausbildungsberuf betrieblich oder
auÃ�erbetrieblich oder nach dem Altenpflegegesetz betrieblich durchgefÃ¼hrt wird
und der dafÃ¼r vorgeschriebene Berufsausbildungsvertrag abgeschlossen worden
ist. Dabei ist es fÃ¼r einen Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe nicht
ausreichend, wenn das Ausbildungsziel ein anerkannter Ausbildungsberuf ist.
Vielmehr wird nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes die
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Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf nur dann gefÃ¶rdert wird, wenn
sie auch in der durch das Berufsbildungsgesetz vorgeschriebenen Form geschieht
(vgl. BSG, Urteil vom 23.Â Mai 1990 â�� 9b/7Â RAr 18/89 â�� SozRÂ 3-4100 Â§Â 40
Nr.Â 2 = juris Rdnr.Â 14; BSG, Urteil vom 18.Â August 2005 â�� BÂ 7a/7 AL 100/04
â�� juris Rdnr.Â 17; BSG, Urteil vom 4.Â MÃ¤rz 2021 â�� BÂ 11 AL 7/19Â R
â�� SozRÂ 4-4300 Â§Â 25 Nr.Â 4 = juris Rdnr. 17). Ein BerufsausbildungsverhÃ¤ltnis
setzt den Abschluss eines Berufsausbildungsvertrages voraus, der bei
UmschulungsverhÃ¤ltnissen nicht vorliegt (vgl. BSG, Urteil vom 4. MÃ¤rz 2021, 
a.Â a.Â O., Rdnr.Â 19,Â 23).

Â 

2. Vorliegend handelt es sich bei der Ausbildung zur Fachkraft fÃ¼r
Veranstaltungstechnik zwar um einen nach Â§ 4 Abs.1 BBiG staatlich anerkannten
Ausbildungsberuf. Die maÃ�gebenden Regelungen fanden sich zunÃ¤chst in der
Verordnung Ã¼ber die Berufsausbildung zur Fachkraft fÃ¼r Veranstaltungstechnik
vom 18. Juli 2002 (BGBl. I S.Â 2699) und findet sich seit dem 1. August 2016 in der
Verordnung Ã¼ber die Berufsausbildung zur Fachkraft fÃ¼r Veranstaltungstechnik
(VeranstaltungsfachkrÃ¤fteausbildungsverordnung â�� VfAusbV) vom 3.Â Juni 2016
(BGBl. I S.Â 1307, zuletzt geÃ¤ndert durch ArtikelÂ 1 der Verordnung vom 14.Â Juni
2022 [BGBl. I S.Â 923]).

Â 

3. Grundlage fÃ¼r die Ausbildung des KlÃ¤gers war jedoch nicht, wie Â§Â 57
Abs.Â 1 SGBÂ III erfordert, ein Berufsausbildungsvertrag, sondern der
Umschulungsvertrag vom 27.Â Juli 2012. 

Â 

Dieser Umschulungsvertrag wurde durch die IHK in das Verzeichnis der
UmschulungsverhÃ¤ltnisse und nicht in das Verzeichnis der
BerufsausbildungsverhÃ¤ltnisse eingetragen. An diese Eintragung, beziehungsweise
an die Nichteintragung als BerufsausbildungsverhÃ¤ltnis, sind die Beklagte und die
Gerichte gebunden. Denn durch die Aufnahme des BerufsausbildungsverhÃ¤ltnisses
in das nach Â§Â 34 BBiG zu fÃ¼hrende Verzeichnis entscheidet die hierfÃ¼r
zustÃ¤ndige Stelle, ob eine Ausbildung der durch
das Berufsbildungsgesetz vorgeschriebenen Form entspricht (vgl. BSG, Urteil vom
18.Â August 2005, a.Â a.Â O., Rdnr.Â 16Â f.; SÃ¤chs. LSG, Urteil vom
10.Â November 2011 â�� LÂ 3 AL 60/10 â�� juris Rdnr.Â 21). Wird das einer
Ausbildung dienende RechtsverhÃ¤ltnis, mithin der Berufsausbildungsvertrag, nicht
in das Verzeichnis der BerufsausbildungsverhÃ¤ltnisse eingetragen, so bewirkt dies
fÃ¼r Gerichte, andere BehÃ¶rden und Dritte, dass die sich daraus ergebenden
Rechtsfolgen fÃ¼r Sozialgerichte, die Beklagte und die Parteien des
AusbildungsverhÃ¤ltnisses bindend sind. Die Beklagte und die Gerichte sind an die
Nichteintragung des AusbildungsverhÃ¤ltnisses in das Verzeichnis nach Â§Â 34
BBiG gebunden. Eine Ã�berprÃ¼fung der inhaltlichen Ã�bereinstimmung der
betrieblichen Ausbildung mit den Vorschriften des Berufsbildungsgesetzes und der
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jeweiligen Ausbildungsordnung steht der Beklagten im Rahmen der Entscheidung
Ã¼ber die Berufsausbildungsbeihilfe und damit den Sozialgerichten grundsÃ¤tzlich
nicht zu (vgl. BSG, Beschluss vom 17.Â Januar 2002 â�� BÂ 11 AL 250/01Â B â��
juris Rdnr.Â 4; BSG, Urteil vom 18.Â August 2005, a.Â a.Â O. Rdnr. 16; SÃ¤chs. LSG,
Urteil vom 10. November 2011, a.Â a.Â O., Rdnr.Â 21).

Â 

4. Nachdem das UmschulungsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers nicht nach Â§Â 56 Abs.Â 1
Nr.Â 1 SGBÂ III fÃ¶rderungsfÃ¤hig ist, konnte der Senat dahinstehen lassen, ob und
gegebenenfalls in welcher HÃ¶he dem Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe ein
etwaiger Unterhaltsanspruch der Eltern entgegenstand, und ob ein etwaiger
Anspruch erst zum 1.Â September 2014 entstanden wÃ¤re.

Â 

III. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193 SGG.

Â 

IV. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (vgl. Â§Â 160 Abs.Â 2 SGG) liegen
nicht vor.

Â 

Erstellt am: 27.11.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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